
«kirchlich» waren, hielten den konfessionellen Gegensatz für historisch
ebenso überholt wie den Klassenkampf. Hitlers Chance lag darin, daß ihm
viele zutrauten, er werde miteinander versöhnen, was ehedem unvereinbar
schien: nicht nur Nationalismus und Sozialismus, sondern auch das evan-
gelische und das katholische Deutschland.

Die Zauberworte der großen Synthese waren die «Volksgemeinschaft»
und das «Reich». Das Wort «Volksgemeinschaft» hat als erster wohl Schlei-
ermacher in Randnotizen zu einem Manuskript aus dem Jahr 1809 ver-
wendet. Durch den Juristen Friedrich Carl von Savigny fand der Begriff in
den folgenden Jahrzehnten Eingang in die Rechtswissenschaft, durch den
Soziologen Ferdinand Tönnies (in seinem Buch «Gemeinschaft und Ge-
sellschaft») 1887 in die Soziologie. Seit dem Ersten Weltkrieg sprachen
dann alle politischen Richtungen mit Ausnahme der erklärten Marxisten
von «Volksgemeinschaft»: Konservative und Liberale bedienten sich des
Wortes ebenso wie Gewerkschaftsführer und sozialdemokratische Refor-
misten.

Je nachdem, wer den Begriff verwendete, konnte er höchst Unterschied-
liches meinen: ein Bekenntnis zum friedlichen Ausgleich sozialer Ge-
gensätze im freien Volksstaat etwa oder den Ruf nach einer autoritären
Ordnung, in der von «oben» bestimmt wurde, was dem Gemeinwohl
diente und was ihm abträglich war. Die Nationalsozialisten aber waren die
radikalsten Vertreter dieser Parole: Sie kündigten die Zerschlagung des
Marxismus an, weil der Aufruf zum Klassenkampf die Verneinung der
«Volksgemeinschaft» in sich schließe. Außerdem deuteten sie, und das
unterschied sie von allen anderen Parteien der Weimarer Republik, die
«Volksgemeinschaft» im Sinne ihrer rassischen Vorstellungen: In der natio-
nalsozialistischen Volksgemeinschaft hatten nur «arische» Deutsche einen
Platz, nicht aber Juden, Zigeuner und Angehörige anderer, als minderwer-
tig erachteter Rassen.

Das «Reich» war in den Jahren vor 1933 immer mehr zum rechten
Kampfbegriff gegen die Republik geworden. Zugleich aber wies die
Reichsidee in Vergangenheit und Zukunft. Das «Reich» war von alters her
mit Heilserwartungen verknüpft. Sie traten besonders deutlich zutage,
wenn im Deutschland der Weimarer Republik vom «Dritten Reich» die
Rede war. Zum politischen Schlagwort wurde diese Formel im Jahre 1923,
als Arthur Moeller van den Bruck, einer der Vorkämpfer der «Konservati-
ven Revolution», sein Buch «Das dritte Reich» veröffentlichte. Nach dem
ersten, dem Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation und dem zwei-
ten, von Bismarck geschaffenen kleindeutschen Reich, das der Verfasser als
unvollkommenes «Zwischenreich» einstufte, sollte das «Dritte Reich» der
Deutschen wieder großdeutsch sein, also Österreich mit einschließen.
Moeller bezeichnete den deutschen Nationalismus als «Streiter für das
Endreich»: «Es ist immer verheißen. Und es wird niemals erfüllt. Es ist das
Vollkommene, das nur im Unvollkommenen erreicht wird . . . Es gibt nur
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Ein Reich, wie es nur Eine Kirche gibt. Was sonst diesen Namen bean-
sprucht, das ist Staat, oder das ist Gemeinde oder Sekte. Es gibt nur Das
Reich.»

Obwohl er an anderer Stelle seines Buches ausdrücklich feststellte, daß
es kein «tausendjähriges Reich», sondern nur das «Wirklichkeitsreich»
gebe, das eine Nation in ihrem Lande verwirkliche, setzte Moeller auf die
eschatologische Aura seines Buchtitels. Die Idee eines «Dritten Reiches»
läßt sich bis zu dem italienischen Theologen Joachim von Fiore zurückver-
folgen, der im 12. Jahrhundert prophezeit hatte, auf die ersten beiden Zeit-
alter, die Ordnungen von Gott Vater und seinem Sohn Jesus Christus,
werde ein drittes, vom Heiligen Geist geprägtes, tausendjähriges Zeitalter
der Vergeistigung und Vervollkommnung folgen. Die Vision eines tau-
sendjährigen Reiches hatte ihren Ursprung im 20. Kapitel der Offenbarung
des Johannes. Als Joachim von Fiore die Vorhersage aufgriff, gab er den
Chiliasten der folgenden Jahrhunderte das Stichwort: Der Traum von den
tausend Jahren zwischen dem Sieg über den Antichrist und dem Jüngsten
Gericht, in denen der Teufel keine Macht mehr über die Menschen haben
würde, beflügelte die Geißler des 13. und 14. Jahrhunderts, die böhmischen
Taboriten im 15. und die Täuferbewegung im 16. Jahrhundert. Noch in He-
gels Geschichtsphilosophie hat Joachims Lehre von den drei Reichen des
Vaters, des Sohnes und des Geistes ihre Spuren hinterlassen (wobei die Ger-
manen im römischen Reich für das erste, das christliche Mittelalter für das
zweite und die Zeit seit der Reformation für das dritte Reich oder die dritte
Epoche der germanischen Welt stehen).

Die Nationalsozialisten begannen schon bald nach dem Erscheinen von
Moellers Buch sich des Schlagworts vom «Dritten Reich» zu bedienen, das
ihre Bestrebungen einprägsam zu bündeln schien. Zum Führer der NSDAP
gelangte der Begriff durch die Vermittlung von Gregor Strassers Bruder
Otto, der im Juli 1930 mit Hitler brach, weil dieser, so lautete der Vorwurf,
den «Sozialismus» des Parteiprogramms von 1920 preisgegeben habe. Erst
sehr viel später kamen Hitler Bedenken. Der Begriff «Drittes Reich»
konnte leicht zu Spekulationen über ein weiteres, ein viertes Reich ver-
führen und war überdies geeignet, die Kontinuität des Reiches der Deut-
schen in Frage zu stellen. Im Juni 1939 teilte die Parteikanzlei den Willen
des Führers mit, die Bezeichnung «Drittes Reich» nicht mehr zu verwen-
den. Doch zu diesem Zeitpunkt hatte der Begriff längst seine Wirkung
getan: Er trug mit dazu bei, daß viele Deutschen in Hitler ihren Erlöser
sahen.

Den Mythos der «tausend Jahre» hat Hitler mehr als einmal in den
Dienst seiner Herrschaft zu stellen versucht. «So wie die Welt nicht von
Kriegen lebt, so leben die Völker nicht von Revolutionen», erklärte er etwa
am 4. September 1934 auf dem Reichsparteitag der Nationalsozialisten in
Nürnberg, nach der blutigen Ausschaltung der SA-Führung. «In beiden
Fällen können höchstens Voraussetzungen für ein neues Leben geschaffen
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werden. Wehe aber, wenn der Akt der Zerstörung nicht im Dienste einer
besseren und damit höheren Idee erfolgt, sondern ausschließlich nur den
nihilistischen Trieben der Vernichtung gehorcht und damit an Stelle eines
besseren Neuaufbaus ewigen Haß zur Folge hat . . . Wahrhafte Revolutio-
nen sind nur denkbar als Vollzug einer neuen Berufung, der der Volkswille
auf diese Art seinen geschichtlichen Auftrag erteilt . . . Wir alle wissen, wen
die Nation beauftragt hat! Wehe dem, der dies nicht weiß oder der es ver-
gißt! Im deutschen Volk sind Revolutionen stets selten gewesen. Das ner-
vöse Zeitalter des 19. Jahrhunderts hat bei uns endgültig seinen Abschluß
gefunden. In den nächsten tausend Jahren findet in Deutschland keine Re-
volution mehr statt.»

Am 10. Februar 1933 eröffnete Hitler den Reichstagswahlkampf mit
einer Rede im Berliner Sportpalast. Seinen Anklagen gegen die «Parteien
des Zerfalls, des Novembers, der Revolution», die vierzehn Jahre lang das
deutsche Volk zerstört, zersetzt und aufgelöst hätten, folgte der Aufruf an
die Deutschen, der neuen Regierung vier Jahre Zeit zu geben und dann über
sie zu richten. Die letzten Worte waren der Bibel und der evangelischen
Fassung des Vaterunsers nachempfunden. Hitler versuchte auf diese Weise,
den eigenen Willen zur Macht als Dienst am «Reich» und als Erfüllung
eines göttlichen Auftrags erscheinen zu lassen: «Denn ich kann mich nicht
lösen von dem Glauben an mein Volk, kann mich nicht lossagen von der
Überzeugung, daß diese Nation wieder einst auferstehen wird, kann mich
nicht entfernen von der Liebe zu diesem meinem Volk und hege felsenfest
die Überzeugung, daß eben doch einmal die Stunde kommt, in der die Mil-
lionen, die uns heute hassen, hinter uns stehen und mit uns dann begrüßen
werden das gemeinsam geschaffene, mühsam erkämpfte, bitter erworbene
neue deutsche Reich der Größe und der Ehre und der Kraft und der Herr-
lichkeit und der Gerechtigkeit. Amen!»

Was er zu tun gedachte, wenn die Deutschen seinem Appell folgten, hatte
Hitler eine Woche zuvor, am 3. Februar 1933, in einer geheimen Rede vor
den Befehlshabern des Heeres und der Marine in der Wohnung des Chefs
der Heeresleitung, General von Hammerstein-Equord, umfassend, wenn
auch nicht vollständig dargelegt: «Ausrottung des Marxismus mit Stumpf
und Stiel . . . Straffste autoritäre Staatsführung. Beseitigung des Krebsscha-
dens der Demokratie! . . . Aufbau der Wehrmacht wichtigste Voraussetzung
für Erreichung des Ziels: Wiedererringung der politischen Macht. Allge-
meine Wehrpflicht muß wieder kommen . . . Wie soll politische Macht,
wenn sie gewonnen ist, gebraucht werden? Jetzt noch nicht zu sagen. Viel-
leicht Erkämpfung neuer Exportmöglichkeiten, vielleicht – und wohl bes-
ser – Eroberung neuen Lebensraums im Osten und dessen rücksichtslose
Germanisierung.»2

Der Wahlkampf im Zeichen der «nationalen Erhebung» war überschattet
von zahllosen nationalsozialistischen Terrorakten, denen vor allem
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Kommunisten und Sozialdemokraten zum Opfer fielen. Hermann Göring,
der kommissarische preußische Innenminister, forderte am 17. Februar die
Polizeibeamten auf, im Zweifelsfall rücksichtslos von der Schußwaffe Ge-
brauch zu machen. Fünf Tage später setzte er SA, SS und Stahlhelm als frei-
willige Hilfspolizei ein, um die angeblich zunehmende Gewalt von links
wirksamer als bisher bekämpfen zu können. Abermals fünf Tage später, am
27. Februar, ging das Reichstagsgebäude in Flammen auf.

Ob die Brandstiftung das alleinige Werk des holländischen Anarchosyn-
dikalisten Marinus van der Lubbe war oder ob es Mittäter aus den Reihen
der Nationalsozialisten gab, ist in der Forschung bis heute umstritten; der
vorherrschenden Meinung nach ist die erste Lesart richtig. Hitler, Göring
und Joseph Goebbels, der Reichspropagandaleiter der NSDAP, erklärten
jedoch sofort wahrheitswidrig die Kommunisten zu den Urhebern des
Verbrechens und behaupteten, der Reichstagsbrand sei als «Fanal zum
blutigen Aufruhr und zum Bürgerkrieg» gedacht. Noch in der Nacht zum
28. Februar ordnete Göring das Verbot der kommunistischen und, auf zwei
Wochen befristet, der sozialdemokratischen Presse, die Schließung der Par-
teibüros der KPD und «Schutzhaft» für alle Abgeordneten und Funk-
tionäre dieser Partei an. Am 28. Februar verabschiedete das Reichskabinett
die «Notverordnung zum Schutz von Volk und Staat», die die wichtigsten
Grundrechte «bis auf weiteres» außer Kraft setzte, neue Handhaben zum
Vorgehen gegen die Länder schuf und für eine Reihe von Terrordelikten,
darunter Brandstiftung, die Todesstrafe einführte. Die Verordnung nach
Artikel 48 bedeutete nichts Geringeres als die Liquidation des Rechtsstaa-
tes in Deutschland.

Zu den ersten Opfern der Entwicklung gehörten, neben kommunisti-
schen Funktionären, bekannte Intellektuelle. In «Schutzhaft» genommen
wurden noch am 28. Februar neben anderen der Herausgeber der «Welt-
bühne», Carl von Ossietzky, die Schriftsteller Erich Mühsam und Ludwig
Renn, der «rasende Reporter» Egon Erwin Kisch, der Sexualforscher Max
Hodann und der Rechtsanwalt Hans Litten. Drei Tage später gelang der
Polizei der Schlag gegen die oberste Spitze der KPD: In einem illegalen
Quartier in Berlin-Charlottenburg verhaftete sie am 3. März, auf Grund
einer Denunziation, den Parteivorsitzenden Ernst Thälmann und einige
seiner engsten Mitarbeiter, darunter den Schriftleiter der «Roten Fahne»,
Werner Hirsch.

Terror und Propaganda verfehlten nicht ihre Wirkung: Aus der Reichs-
tagswahl vom 5. März 1933 ging die Regierung Hitler als Siegerin hervor.
51,9 % entfielen auf die beiden Formationen, die das neue Kabinett trugen:
Die NSDAP, im Wahlkampf erstmals von der gesamten Großindustrie
massiv gefördert, erzielte 43,9 %, die Kampffront Schwarz-Weiß-Rot, ein
Zusammenschluß von DNVP, Stahlhelm und parteimäßig nicht gebunde-
nen konservativen Politikern, darunter Papen, 8 %. Die Kommunisten, von
der Verfolgung durch die Nationalsozialisten härter betroffen als alle an-
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deren Parteien, erlitten starke, die Sozialdemokraten vergleichsweise be­
scheidene Verluste (4,6 beziehungsweise 2,1 Prozentpunkte). Die beiden
katholischen Parteien konnten sich dagegen gut behaupten: Auf das Zent­
rum entfielen 11,2, auf die Bayerische Volkspartei 2,7 %. Die beiden libe­
ralen Parteien blieben Splittergruppen, wobei die «linkere» von ihnen noch
schlechter abschnitt als die rechte: Die Deutsche Volkspartei verbuchte 1,1,
die Deutsche Staatspartei 0,9 %. Dramatisch war, neben dem Stimmenzu­
wachs der NSDAP (+ 10,8 %), die Zunahme der Wahlbeteiligung (von 80,6
auf 88,8 %). Der Zusammenhang beider Entwicklungen war offenkundig:
Die Nationalsozialisten konnten aus dem Anstieg der Wahlbeteiligung den
bei weitem größten Nutzen ziehen.

Hitlers Wahlsieg folgte, was die Nationalsozialisten die «nationale
Revolution» nannten. Eines ihrer wichtigsten Ergebnisse war die «Gleich­
schaltung» der Länder: die Ersetzung rein bürgerlicher oder von den
Sozialdemokraten mitgetragener Landesregierungen durch nationalsozia­
listisch geführte Kabinette. Die Gleichschaltung war ein Produkt kombi­
nierten Drucks von «oben», dem Reichsinnenminister Frick, und «unten»,
den Sturmkolonnen der SA und SS. Am längsten dauerte der Machtwech­
sel in Bayern, der Hochburg des deutschen Föderalismus. Am 16. März re­
gierten auch in München die Nationalsozialisten.

Parallel zur Gleichschaltung der Länder vollzog sich die Eroberung der
Macht in Städten und Gemeinden. SA und SS besetzten die Rathäuser, nah­
men vielerorts «marxistische», das heißt: sozialdemokratische Gemein­
deräte fest und zwangen Bürgermeister und Oberbürgermeister, die ihnen
nicht genehm waren, zum Rücktritt. Denselben Übergriffen waren Ar­
beitsämter und Ortskrankenhäuser ausgesetzt.

Von den festgenommenen politischen Gegnern wurden viele, aber längst
nicht alle der Polizei überstellt. Häufig nahmen SA und SS den «Strafvoll­
zug» in eigene Regie. In Berlin und Umgebung entstanden kurz nach der
Reichstagswahl die ersten «wilden» Konzentrationslager, in denen gnaden­
los mit den «Bolschewisten» abgerechnet wurde. Noch im März 1933 folg­
ten, beginnend mit dem bayerischen Dachau, die ersten offiziellen Kon­
zentrationslager. In diese, von SA und SS kontrollierten Lager wurden
nicht nur Kommunisten, sondern zunehmend auch Sozialdemokraten und
andere Gegner des Regimes eingeliefert. Die Zahl der Kommunisten, die im
Verlauf des März in «Schutzhaft» genommen und in ein «KZ» eingewiesen
wurden, bezifferte der damalige Chef der Berliner politischen Polizei,
Rudolf Diels, allein für Preußen mit 20 000. Ende Juli 1933, als der Terror
der SA bereits abgeflaut war, gab es nach amtlichen Angaben im ganzen
Reich knapp 27 000 «Schutzhäftlinge»; in Preußen waren es noch rund
15 000. Die Zahl der Insassen «wilder» Lager, von denen auch um diese Zeit
noch einige bestanden, war darin allerdings nicht enthalten. Die Zahl derer,
die in den ersten Monaten des «Dritten Reiches» in den Folterkellern von
SA und SS ermordet wurden, hat ebenfalls keine Statistik vermerkt.
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